
ALLGEMEINE VERTRAGSBEDINGUNGEN DER WASSERWERKE ZWICKAU GMBH FÜR DIE 
AUSFÜHRUNG VON BAULEISTUNGEN SOWIE VON LIEFERUNGEN / LEISTUNGEN

1. Die vorliegenden Allgemeinen Vertragsbedingungen gelten nicht für Verträge zwischen der 
Wasserwerke Zwickau GmbH und Verbrauchern.

2. Sind in der Leistungsbeschreibung die Bauleistungen bzw. die Lieferungen/Leistungen nach Losen 
ausgeschrieben, behält sich der Auftraggeber vor, die Lose auch zu verschiedenen Zeitpunkten zu 
vergeben.

3. VERTRAGSBESTANDTEILE
3.1 Vertragsbestandteile sind (bei Widersprüchen in nachfolgender Reihenfolge):
a) das Auftragsschreiben des Auftraggebers
b) das Angebot (Bietererklärung) nebst Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnis und 

Plänen/Zeichnungen
c) die in den Vertragsunterlagen genannten zusätzlichen Vorgaben des technischen Regelwerks
d) bei Beauftragung nach dem Jahresleistungsverzeichnis die dortigen Vertragsbedingungen für 

Lieferung/Leistungen 
e) die vorliegenden Allgemeinen Vertragsbedingungen der Wasserwerke Zwickau GmbH
f) bei Bauleistungen die VOB Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil B: Allgemeinen 

Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen -VOB/B- und die VOB Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil C: Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen -VOB/C-

g) bei Lieferungen/Leistungen, die nicht Bauleistungen sind die VOL Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen – Teil B: Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen -VOL/B-.

3.2 Die in Ziffer 3.1 genannten Vertragsbestandteile sind
a) bei öffentlicher Ausschreibung in der am Tage der Bekanntmachung der Ausschreibung
b) bei beschränkter Ausschreibung in der am Tage der Aufforderung zur Angebotsabgabe (Briefdatum)
c) bei freihändiger Vergabe in der am Tage der Auftragserteilung (Briefdatum) 

gültigen Fassung maßgebend.
3.3 Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Vertragsbestandteil. 
4. PREISE
4.1 Die Preise für Lieferungen verstehen sich frei Verwendungsstelle oder Lager des Auftraggebers.
4.2 Lohn- und Gehaltsnebenkosten (z.B. Auslösungen, Wege- und Fahrgelder, Unterkunfts- und 

Übernachtungsgelder, Kosten der An- und Rückreisen und der Familienheimfahrten) werden nicht 
gesondert vergütet.

5. AUSFÜHRUNGSUNTERLAGEN
Der Ausführung dürfen nur Unterlagen zugrunde gelegt werden, die vom Auftraggeber ausdrücklich als 
zur Ausführung bestimmt gekennzeichnet sind; über Art und Umfang dieser Unterlagen ist 
Einvernehmen herzustellen. Die Verantwortung und Haftung des Auftragnehmers nach dem Vertrag, 
insbesondere nach § 3 Abs. 3 Satz 2, § 4 Abs. 2 und 3 sowie § 13 VOB/B, werden durch Satz 1 nicht 
eingeschränkt.

6. VERÖFFENTLICHUNGEN
Veröffentlichungen über die Bauleistungen sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des 
Auftraggebers zulässig. § 3 Abs. 6 VOB/B wird hiervon nicht berührt.

7. AUSFÜHRUNGEN VON BAULEISTUNGEN
7.1 Bauschild, Baustelleneinrichtung

Gewerbliche Werbung auf der Baustelle ist nur mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers zulässig.
7.2 Lager- und Arbeitsplätze, Mitbenutzung fremder Gerüste, Einrichtungen
7.2.1 Der Auftragnehmer hat für die erforderlichen Lager- und Arbeitsplätze sowie auch sanitäre 

Einrichtungen selbst zu sorgen, etwa durch Abschluss entsprechender Vereinbarungen mit 
Eigentümern geeigneter Grundstücke.

7.2.2 Überlässt der Auftraggeber als Eigentümer Teile eines Grundstückes dem Auftragnehmer als Lager- 
und Arbeitsplatz, so wird das Gelände in bestehendem Zustand zur Verfügung gestellt. Es kann vom 
Auftragnehmer auf eigene Gefahr und in Abstimmung benutzt werden.

7.2.3 Verursacht der Auftragnehmer bei der Benutzung bauseitig zur Verfügung gestellter Anlagen oder 
Grundstücke an diesen Schäden, so hat er diese dem Auftraggeber zu ersetzen. Handlungen seiner 
Mitarbeiter oder der von ihm beauftragten Dritten hat sich der Auftragnehmer wie eigenes Handeln 
zurechnen zu lassen.

7.2.4 Insoweit der Auftragnehmer vorhandene Ausrüstung, Gerüste und Einrichtungen anderer Unternehmer 
mitbenutzt will, hat er dies mit diesen selbst zu vereinbaren.

7.3 Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer
Beschäftigt der Auftragnehmer ausländische Arbeitnehmer, so er dafür zu sorgen, dass während der 
Arbeit auf der Baustelle ständig eine Person anwesend ist, die es ermöglicht, sich in deutscher Sprache 
zu verständigen. 

7.4 Bautagesberichte
7.4.1 Der Auftragnehmer hat ungeachtet der Anzeigepflicht nach § 6 Abs. 1 VOB/B Bautagesberichte auf 

eigene Kosten schriftlich zu führen. Diese sind dem Auftraggeber täglich zu übergeben. Sind keine 
Stundenlohnarbeiten erfolgt, sind die Bautagesberichte spätestens nach Ablauf von fünf Arbeitstagen, 
zu übergeben.

7.4.2 Die Bautagesberichte müssen diejenigen Angaben enthalten, die für die Ausführung oder Abrechnung 
des Vertrages von Bedeutung sein können, z.B. über Wetter, Temperaturen, Zahl und Art der auf der 
Baustelle beschäftigten Arbeitskräfte, Zahl und Art der eingesetzten Großgeräte, den wesentlichen 
Baufortschritt (Beginn und Ende von Leistungen größeren Umfangs, Betonierungszeiten, oder dgl.), 
bestimmte Arten der Ausführung oder Abrechnung, Angaben über Stundenlohnarbeiten, besondere 
Abnahmen nach § 12 Abs. 2 VOB/B, Unterbrechung  der Ausführung einschließlich kürzerer 
Unterbrechungen der Arbeitszeit mit Angabe der Gründe, Unfälle, Behinderung und sonstige 
Vorkommnisse.

7.5 Bauleistungen werden stets förmlich abgenommen, außer der Auftraggeber verzichtet ausdrücklich 
hierauf.

7.6 Verlangt der Auftraggeber Güte- und Gebrauchsprüfungen von Stoffen und Bauteilen, die über die in 
der VOB/B vorgeschriebenen oder sonst vertraglich vereinbarten nach Art und Umfang hinausgehen, 
so erhält der Auftragnehmer hierfür eine besondere Vergütung; er hat in diesen Fällen nach Weisung 
des Auftraggebers die Proben zu entnehmen oder herzustellen und diese prüfen zu lassen. Die 
Bestimmungen von §18 Abs. 4 VOB/B bleiben unberührt.

8. AUSFÜHRUNGEN VON BAULEISTUNGEN/LIEFERUNGEN/LEISTUNGEN
8.1 Allgemeines
8.1.1 Sind im Angebot Unterlieferanten oder Bezugsquellen angegeben, so darf der Auftragnehmer diese 

nicht ohne Zustimmung des Auftraggebers wechseln. 
8.1.2 Anlieferungen des Auftragnehmers sind durch geeignete Belege nachzuweisen. Wird auf 

nichtöffentlichen Waagen verwogen, so hat der Lieferer nachzuweisen, dass die Waage geeicht und 
der Wäger vereidigt ist. Achsverwägungen werden nicht anerkannt.

8.2 Verpackung, Versand, Versicherung
8.2.1 Die Kosten für Verpackung, Versand und Transportversicherung gehen zu Lasten des Auftragnehmers.
8.2.2 Verpackungsstoffe gehen ohne Vergütung in das Eigentum des Auftraggebers über. Wird Rückgabe 

verlangt, erfolgt Rücksendung ohne Gewähr für den Zustand. Die Kosten der Rücksendung trägt der 
Auftragnehmer.

8.3 Abnahme
Die Entgegennahme einer Lieferung ist nicht gleichbedeutend mit der Abnahme. Nach der 
Entgegennahme wird der Auftraggeber die Abnahmehandlung unverzüglich durchführen. Dies gilt auch 
für Teillieferungen/Teilleistungen, soweit sie selbständige Wirtschaftsgüter sind. Eine besondere 
Mitteilung über die Abnahmehandlung an den Auftragnehmer ergeht nicht. 

8.4 Baustellenräumung
Die Baustelle ist so bald wie möglich zu räumen. Kommt der Auftragnehmer eine dahingehende 
Aufforderung nicht innerhalb angemessener Frist nach, so kann der Auftraggeber die Baustelle auf 
Kosten des Auftragnehmers räumen lassen. 

9. KÜNDIGUNG
Unbeschadet sonstiger Rechte oder Kündigungsgründe ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag zu 
kündigen, wenn der Auftragnehmer den auf Seiten des Auftraggebers mit der Vorbereitung, 
Auftragserteilung, Beaufsichtigung, Leitung, Abnahme oder sonst mit der Abwicklung der Bauleistung 
sowie Lieferung/Leistung betrauten Personen unmittelbar oder mittelbar Vorteile irgendwelcher Art 

anbietet, verspricht oder gewährt. Solchen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen 
von Personen gleich, die auf Seiten des Auftragnehmers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder 
Durchführung des Vertrages befasst sind. Was unter Vorteilen im Sinne Abs. 1 zu verstehen ist, richtet 
sich nach den §§ 331 ff StGB. 

10. MINDESTLOHN, HAFTUNG
10.1 Der Auftragnehmer ist zur Einhaltung der Regelungen des Mindestlohngesetzes verpflichtet. 

Gleiches gilt für den Fall des Einsatzes von Zeitarbeitnehmern oder Subunternehmen. Bei 
Nichteinhaltung dieser Verpflichtung steht dem Auftraggeber ein außerordentliches 
Kündigungsrecht zu. Wird der Auftraggeber dennoch für die Verpflichtungen des 
Auftragnehmers oder eines von ihm eingesetzten Subunternehmers zur Zahlung von 
Mindestlohn, Sozialversicherungsbeiträgen o. Ä. in Anspruch genommen, hat ihn der 
Auftragnehmer hiervon freizustellen und dem Auftraggeber steht insoweit gegenüber fälligen 
Zahlungsansprüchen des Auftragnehmers ein Zurückbehaltungsrecht zu bzw. ist der 
Auftraggeber nach Erfüllung diesbezüglicher Zahlungsverpflichtungen durch ihn zur 
Aufrechnung gegenüber dem Auftragnehmer berechtigt. Daneben hat der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber jeden weitergehenden Schaden zu ersetzen.

10.2 Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von allen Ansprüchen Dritter frei, die gegen ihn erhoben 
werden und im Zusammenhang mit dem vom Auftragnehmer übernommen Auftrag stehen, wie etwa 
bei unsachgemäßer Ausführung der Arbeiten oder wegen Verwendung nicht geeigneten Materials.

10.3 Der Auftragnehmer hat eine dem Auftrag angemessene Haftpflichtversicherung abzuschließen und für 
die gesamte Dauer des Auftrages zu unterhalten. Er hat dies auf Verlangen nachzuweisen. 

10.4 Dem Auftragnehmer obliegt die Verkehrssicherungspflicht für den von ihm zu verantwortenden 
Baubereich nach den gesetzlichen, polizeilichen und Unfallverhütungsvorschriften. Er hat alle 
erforderlichen Maßnahmen in eigener Verantwortung auszuführen oder diese zu veranlassen. 
Unbeschadet der Regelung des § 10 Abs. 2 Abs.1, Satz 2 VOB/B haftet er dem Auftraggeber für 
sämtliche aus der Unterlassung solcher Maßnahmen erwachsenden Schäden.

10.5 Dem Auftragnehmer obliegt die Bewachung und Verwahrung seiner Baustelleneinrichtungen jeglicher 
Art (wie etwa Aufenthalts-/Werkzeugcontainer bzw. ~wagen), Arbeitsgeräte, Arbeitskleider usw. auch 
während der Arbeitsruhe. Gleiches gilt für Sachen seiner Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen. 

11. GEWÄHRLEISTUNG
Die Gewährleistungsfrist beträgt für Bauleistungen 5 Jahre sowie für Lieferungen/Leistungen 2 Jahre 
und beginnt mit deren Abnahme. 

12. ABRECHNUNG
12.1 Allgemeines

Mit den Abrechnungen sind zum Nachweis der erbrachten Leistungen einzureichen:
a) bei Bau-/Leistungen die gemeinsamen Aufmaße und/oder Abrechnungszeichnungen sowie 

Bautagesberichte oder gleichgeartete Nachweise und
b) für Lieferungen, die Lieferscheine in doppelter Ausfertigung, Originalwiegekarten und Frachtbriefe 

u.ä..
Die Nachweise sind nach Wahl des Auftraggebers nach Aufforderung alternativ oder zusätzlich per E-
Mail in einem gebräuchlichen Dateiformat (in der Regel pdf) einzureichen.

12.2 Aufmaß
12.2.1Die für die Abrechnung von Bauleistungen und Leistungen notwendigen Aufmaße sind auf Aufforderung 

des Auftraggebers gemeinsam vorzunehmen. 
12.2.2Beteiligt sich der Auftragnehmer nicht oder nur unzureichend an der Aufmessung, so gelten die 

Feststellungen des Auftraggebers als verbindlich, es sei denn, der Auftragnehmer beweist ihre 
Unrichtigkeit.

12.3 Abrechnungszeichnungen, Hausanschlusskarten
12.3.1Abrechnungszeichnungen haben sämtliche für die Berechnungen notwendige Einzelmaße zu enthalten, 

die üblicherweise auch im Aufmaß enthalten sein würden.
12.3.2Bei Unterhaltungsarbeiten und kleinen Bauvorhaben genügen einfache Abrechnungszeichnungen im 

Format DIN A4. 
12.3.3Bei Ausführung von Hausanschlussarbeiten hat der Auftragnehmer unverzüglich nach Beendigung der 

Arbeiten eine Ausführungszeichnung, die zur Verfügung gestellten und von ihm vollständig ausgefüllten 
Hausanschlusskarten zu übergeben.

12.4 Stundenlohnarbeiten
Die Bautageberichte müssen zu den Stundenlohnarbeiten mindestens Angaben zur Art der Leistung, 
der Arbeitszeit auf der Baustelle, die Namen der Mitarbeiter, tarifliche Berufsbezeichnung, Anzahl der 
im Stundenlohn geleisteten Arbeitsstunden, Art und Menge der verbrauchten Baustoffe bei 
unternehmerseitiger Beistellung und Art, Nutzlast, amtl. Kennzeichen und Leistungszeit (Beginn und 
Ende) der für die Leistungen eingesetzten Fahrzeuge zu enthalten.

13. RECHNUNGEN, ZAHLUNGEN, NACHTRÄGLICHE PRÜFUNGEN
13.1 Allgemeines
13.1.1Rechnungen sind nach ihrem Zweck als Abschlags-, Teil- oder Schlussrechnungen zu bezeichnen und 

in zweifacher (auf Verlangen bis zu vierfach) Ausfertigung einzureichen; Abschlagsrechnungen sind 
laufend zu nummerieren. Teilrechnungen bedürfen der Zustimmung des Auftraggebers.

13.1.2In den Rechnungen sind für die Leistungen die Positionsnummern und Bezeichnungen aus dem 
Leistungsverzeichnis zu verwenden. Leistungen aus Zusatzaufträgen sind getrennt aufzuführen. 

13.2 Abschlagsrechnungen
In jeder Abschlagsrechnung sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen und die bereits 
erhaltenen Abschlagszahlungen einzeln und in laufender Nummernfolge, anzugeben. Pauschale 
Abschläge sind nicht geschuldet. 

13.3 Schlussrechnung
In der  Schlussrechnung müssen die gesamten erbrachten Leistungen kumuliert und stets 
einzeln mit den zugehörigen Nettovertragspreisen aufgeführt werden. Die Umsatzsteuer ist am Schluss 
gesondert auszuweisen. Von der Rechnungssumme sind die einzeln aufzuführenden 
Abschlagszahlungen in Abzug zu bringen.

13.4 Zahlung
13.4.1Zahlungen auf Rechnungen erfolgen ausschließlich durch Banküberweisung. 
13.4.2Als Tag der Zahlung gilt der Tag der Hingabe oder Absendung des Auftrages an das vom Auftraggeber 

angewiesene Geldinstitut.
13.4.3Vereinbartes oder vom Auftragnehmer angebotenes Skonto wird von jedem Rechnungsbetrag 

abgezogen, für den die geforderten Zahlungsfristen eingehalten werden. Vereinbarte Skontofristen 
beginnen mit dem Tag des Eingangs der jeweiligen prüfbaren Rechnung (Eingangsstempel der 
Empfangsstelle).

13.4.4Der Auftraggeber ist berechtigt, mit allen Gegenforderungen – auch aus anderen Rechtsverhältnissen 
– aufzurechnen. Der Auftragnehmer ist nur zu einer Aufrechnung mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen berechtigt.

13.4.5Abtretungen von Forderungen des Auftragnehmers sind ohne vorherige schriftliche Zustimmung des 
Auftraggebers ausgeschlossen.

13.5 Überzahlung
Bei Rückforderungen einer Überzahlung durch den Auftraggeber kann sich der Auftragnehmer nicht auf 
einen etwaigen Wegfall der Bereicherung gem. § 818 Abs. 3 BGB berufen.

14. VERTRAGSÄNDERUNGEN
Jede Änderung des Vertrages bedarf der Schriftform.

15. WIRKSAMKEIT EINZELNER BESTIMMUNGEN
Sofern einzelne Bestimmungen des Vertrages rechtsunwirksam sind oder werden, wird die Wirksamkeit 
der übrigen Vertragsbestimmungen hierdurch nicht berührt. Für diesen Fall verpflichten sich die 
Vertragspartner, die unwirksamen Bestimmungen durch rechtlich zulässige Vereinbarungen zu 
ersetzen.

16. ERFÜLLUNGSORT UND GERICHTSSTAND 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Zwickau.

Zwickau, März 2023


